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Sehr geehrte Kolleg*innen, 
 
wir beglückwünschen Sie zur Wahl zur*zum Gleichstellungsbeauftragten  
Ihrer Fakultät! 
Mit diesem Leitfaden möchten wir Ihnen einen Überblick über das  
Spektrum Ihrer neuen Aufgaben geben und Sie über konkrete  
Vorgaben des Landes NRW und der Universität zu Köln im Bereich  
Gleichstellung informieren. 
 
Darüber hinaus stehen wir Ihnen stets beratend und unterstützend zur 
Seite und freuen uns auf eine gute Zusammenarbeit. 
 

Ihr Team des Gleichstellungsbüros 
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Chancengerechtigkeit wird an der Uni-
versität zu Köln (UzK) als zentraler Be-
standteil der Hochschulentwicklung ver-
standen. Die Universität greift damit die 
in Art. 3 Abs. 2 Grundgesetz, im Hoch-
schulgesetz NRW und im Landes-
gleichstellungsgesetz vorgegebene Auf-
gabe des Staates zur Förderung der tat-
sächlichen Umsetzung von Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Männern ak-
tiv auf.  
Gleichstellung, Diversität sowie Famili-
enpolitik sind als Querschnittsaufgaben 
der Hochschule unter besonderer Ver-
antwortung der Hochschulleitung nach-
haltig verankert und werden von zahlrei-
chen Akteur*innen der UzK umgesetzt: 
Auf zentraler Ebene sind dies das Rek-
torat (insbesondere das Prorektorat für 
Antidiskriminierung und Chancengerech-
tigkeit mit dem Referat Gender & Diver-
sity Management), die zentrale Gleich-
stellungsbeauftragte, die Gleichstel-
lungskommission, die Gender Studies in 
Köln (GeStiK) und die mit Gleichstel-
lungsaufgaben befassten Personen in 
der Verwaltung  

I .  G l e i c h s t e l l u n g  a n  d e r  U n i v e r s i t ä t  z u  K ö l n  

(insb. Abt. 45 „Dual Career & Family 
Support“, Abt. 72 mit Gender Consul-
ting, Abt. 43 „Personalentwicklung“). 
Auf dezentraler Ebene sind dies, ne-
ben Ihnen als Gleichstellungsbeauf-
tragte der Fakultäten, die Prode-
kan*innen Chancengerechtigkeit und 
die "GenderBoards" der DFG geförder-
ten Projekte. 
Die Verantwortung für Gleichstellung 
bildet sich u. a. in folgenden Dokumen-
ten ab: In der Präambel der Grundord-
nung, im Leitbild „Vielfalt & Chancen-
gerechtigkeit“, in der Hochschulverein-
barung des Landes NRW, in der leis-
tungsorientierten Mittelvergabe (LoM) 
zwischen dem Rektorat und den  Fa-
kultäten und der in Berufungsordnung 
(BO) sowie dem dazugehörigen Beru-
fungsleitfaden. 
Der Rahmenplan „Gleichstellung“ so-
wie die Entwicklungspläne Gleichstel-
lung und Diversität der Fakultäten, der 
Verwaltung und der zentralen Einrich-
tungen  konkretisieren die gleichstel-
lungspolitischen Zielsetzungen für alle 
Bereiche der Universität und bilden 
diese öffentlich ab.  

Leitbild „Vielfalt und  
Chancengerechtigkeit“ 

Die Universität zu Köln setzt sich offen-
siv für Diversität, Perspektivenvielfalt 
und Chancengerechtigkeit ein. Wir 
schaffen Rahmenbedingungen dafür, 
dass die Universität allen Menschen mit 
entsprechenden Zugangsberechtigun-
gen unabhängig von ihren Lebenslagen 
und ihren sozialen Hintergründen offen 
steht. Wir fördern eine Organisationskul-
tur, in der individuelle, soziale und kultu-
relle Vielfalt wertgeschätzt und Men-
schen nicht nach stereotypen Vorurtei-
len bewertet werden. Der kompetente 
Umgang mit Verschiedenheit wird als 
Bereicherung und als Qualitätsmerkmal 
verstanden. Wir sensibilisieren für Chan-
cen(un)gerechtigkeit, insbesondere in 
den Bereichen Gleichstellung, Familien-
freundlichkeit, Internationalisierung bzw. 
Interkulturalität, Barrierefreiheit und Bil-
dungsgerechtigkeit. Die Verantwortung 
für die dauerhafte Verwirklichung dieses 
Auftrags tragen alle Mitglieder der Uni-
versität zu Köln. (2013) 

Abbildung 1: Strukturelle Verankerung von Chancengerechtigkeit, UzK 

Chancengerechtigkeit 

https://strategy.uni-koeln.de/gremien__und_sonstige_akademische_angelegenheiten/frauenfoerderung/gleichstellung_und_diversitaet/index_ger.html
http://vielfalt.uni-koeln.de/profil/institutionen
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Das Hochschulgesetz (HG NRW) 
 und das Landesgleichstel-
lungsgesetz (LGG NRW)  geben 
für die zentrale Gleichstellungs-
beauftragte klare Rechte und 
Pflichten vor. Sie sind insbesondere 
in § 24 HG NRW und §§ 15 - 19 LGG 
NRW  beschrieben. 

Die zentrale Gleichstellungsbeauf-
tragte unterstützt und berät die Uni-
versität bei der Umsetzung und 
Verbesserung der Gleichstellung 
der Geschlechter. Den Umfang ih-
res Zuständigkeitsbereiches legt sie 
selbst fest (vgl. Burkholz, §17 Rn 9, 
LGG NRW). Sie ist an allen struktu-
rellen, organisatorischen und per-
sonellen Maßnahmen zu beteili-
gen, beispielsweise an Stellenbe-
setzungs- und Berufungsverfahren, 

Zentrale Gleichstellungsbeauftragte 
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der Hochschulentwicklungsplanung 
und der Aufstellung der Gleichstel-
lungspläne. 

Sie kann hierzu an den Sitzungen 
der Hochschulwahlversammlung, 
des Senats, des Hochschulrates, 
des Rektorats, der Fachbereichsrä-
te, der Berufungskommissionen und 
anderer Gremien mit Antrags- und 
Rederecht teilnehmen. Sie ist wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren. 

Die Wahl der zentralen Gleichstel-
lungsbeauftragten ist in § 16 Abs. 1 
der Grundordnung (GO) festgelegt: 
„Die zentrale Gleichstellungsbeauf-
tragte wird durch die Gleichstellungs-
kommission gewählt und von der 
Rektorin oder dem Rektor für den 
Zeitraum von vier Jahren bestellt.“  
 

Die Wahl der zentralen Stellvertrete-
rinnen der zentralen Gleichstellungs-
beauftragten erfolgt gemäß Grund-
ordnung ebenfalls durch die Gleich-
stellungskommisson mit anschließen-
der Bestellung durch den Rektor*die 
Rektorin. Die Stellvertreterinnen wer-
den nicht von ihren Dienstpflichten 
entlastet. Sie vertreten die Gleichstel-
lungsbeauftrage im Falle ihrer Ver-
hinderung, z.B. in Fällen von Termin-
überschneidungen in Stellenbeset-
zungsverfahren.  
 
Alle aktuellen zentralen Stellvertrete-
rinnen und Gleichstellungsbeauftrag-
ten der Fakultäten sind in diesem 
Organigramm abgebildet.  
 
 
 
 

Zu den Gleichstellungsbeauftragten 
der Fakultäten heißt es in § 24 Abs. 
3 HG NRW:  

„Die Fachbereiche bestellen Gleich-
stellungsbeauftragte des Fachbe-
reichs und ihre Stellvertretungen. Die 
Gleichstellungsbeauftragte des Fach-
bereichs wirkt auf die Einbeziehung 
gleichstellungsrelevanter Aspekte bei 
der Erfüllung der Aufgaben des Fach-
bereichs hin. Sie kann in Stellvertre-
tung der zentralen Gleichstellungsbe-
auftragten an Sitzungen der Fachbe-
reichsräte und der Berufungskommis-
sionen und anderer Gremien der 
Fachbereiche teilnehmen. […]“ 

Die jeweilige Fakultätsordnung regelt 
die Bestellung der Gleichstellungsbe-
auftragten der Fakultät. Die Amtszeit 
beträgt ebenfalls vier Jahre (abge-
leitet aus der Grundordnung). 

Hierbei gilt, dass die zentrale Gleich-
stellungsbeauftragte in Ausübung 
ihrer fachlichen Weisungsfreiheit nach 
§ 16 LGG NRW allgemeine  oder einzel-
fallbezogene Kompetenzen, Aufgaben 
und Pflichten auf die Gleichstellungs-
beauftragten der Fakultäten und de-
ren Stellvertreterinnen überträgt.  

Den Gleichstellungsbeauftragten der 
Fakultäten und ihren Stellvertretungen 
kommen damit für ihre jeweilige Fa-
kultät im Grundsatz dieselben Zustän-
digkeiten wie der zentralen Gleichstel-
lungsbeauftragten zu. Wesentliche 
Aufgaben liegen in der Beratung und 
Information von Hochschulangehöri-

gen, der Mitwirkung bei der Erstel-
lung der Gleichstellungspläne und 
der Begleitung von Berufungs- und 
Stellenbesetzungsverfahren. An der 
UzK hat es sich bewährt, dass die 
Stellenbesetzungsverfahren durch 
die zentrale Gleichstellungsbeauf-
tragte und ihr Team begleitet wer-
den, um die Gleichstellungsbeauf-
tragten der Fakultäten zu entlasten. 

Abgeleitet aus den Rechten der zent-
ralen Gleichstellungsbeauftragten 
stehen Ihnen als Gleichstellungsbe-
auftragte der Fakultät somit folgende 
Befugnisse zu: 
■ Umfassendes Recht auf Unterrich-

tung und Anhörung sowie Akten-
einsicht in alle Akten in jedem Sta-
dium von (organisatorischen und 
personellen) gleichstellungsrele-
vanten Maßnahmen. 

■ Teilhabe an allen Gremien und 
Kommissionen in der Fakultät mit 
Antrags- und Rederecht.  

■ Ladung zu Berufungskommissio-
nen wie ein Mitglied. 

■ Beratung und Information aller 
Angehörigen und Mitglieder der 
Universität zu gleichstellungsrele-
vanten Fragen. 

Den umfassenden Zuständigkeiten 
stehen wirksame Widerspruchsrech-
te zur Seite: 
Wurden Sie nicht frühzeitig, das 
heißt zu spät oder gar nicht, an einer 
Maßnahme Ihres Zuständigkeitsbe-
reiches beteiligt, kann - nach Abstim-
mung mit bzw. Bericht an die  zentra-

le Gleichstellungsbeauftragte - ge-
meinsam eine Stellungnahme oder 
ein Widerspruch nach § 18/19 LGG 
NRW an die Fakultäts- bzw. Hoch-
schulleitung verfasst werden. Die 
entsprechende Maßnahme ist dann 
zu prüfen, auszusetzen, die Beteili-
gung nachzuholen oder eine erneute 
Entscheidung vorzunehmen.  

Die Frist für die Stellungnahme oder 
den Widerspruch beträgt eine Wo-
che ab dem Zeitpunkt der Kennt-
niserlangung. Gibt die Dienststellen-
leitung der Stellungnahme oder dem 
Widerspruch der zentralen Gleich-
stellungsbeauftragten nicht statt, 
kann die Gleichstellungsbeauftragte 
ggf. gegen diese Ablehnung wiede-
rum innerhalb der Frist von einer 
Woche eine Stellungnahme der 
Gleichstellungskommission einfor-
dern. Bis zur Stellungnahme der 
Kommission muss die Durchführung 
der Maßnahme wiederum ausge-
setzt werden. 
 
Zur Entlastung der Gleichstellungs-
beauftragten der Fakultäten stellt 
das Rektorat gemeinsam mit der 
Gleichstellungsbeauftragten Finanz-
mittel für Personal zur Verfügung. 
Bitte wenden Sie sich bezüglich die-
ser Mittel an das zuständige Prorek-
torat für Akademische Karriere und 
Chancengerechtigkeit. Die Ihnen zur 
Verfügung gestellten Mittel müssen 
zu Ihrer direkten Entlastung einge-
setzt werden (z.B. WMA, WHK, 
SHK, Lehrauftrag). 
 

I I .  A m t  &  A u f g a b e  

Gleichstellungsbeauftragte der Fakultäten 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=10000000000000000654
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=220071121100436242
https://gb.uni-koeln.de/ueber_uns/die_gleichstellungsbeauftragten_der_fakultaeten/index_ger.html
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Zwei zentrale Zuständigkeitsbereiche 
der Gleichstellungsbeauftragten der 
Fakultäten werden in den §§ 5 und 17 
LGG NRW genannt: 

Die Beratungstätigkeit in allen Gleich-
stellungsfragen sowie die Mitwirkung 
an der Erstellung der Gleichstellungs-
pläne der Fakultäten. 

 

 

Beratung und Information 
Gemäß § 17 Abs. 2 LGG NRW ist die 
Beratung und Unterstützung der Be-
schäftigten in Fragen der Gleichstellung 
(d.h. Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechtes) eine wichtige Aufgabe der 
Gleichstellungsbeauftragten. Beraten 
werden sowohl einzelne Personen an 
der Universität im Hinblick auf individu-
elle Problemstellungen als auch Mitglie-
der der Fakultät in Bezug auf gleichstel-
lungsrelevante strukturelle Prozesse. 
Sie beraten und informieren die Mitglie-
der und Angehörigen der Fakultät in 
Fragen der Gleichstellung, z.B. bei An-
gelegenheiten aus dem Dienstverhält-
nis mit der Universität (wie Beförderun-
gen, Höhergruppierungen, Stellenaus-
schreibungen, Teilzeitbeschäftigungen, 
o. ä.) sowie bei Diskriminierungsfällen, 
geschlechtsspezifischer Gewalt oder 
sexueller Belästigung. Möglicher Bera-
tungsbedarf kann auch aus dem Be-
reich von Vereinbarkeit von wissen-
schaftlicher Karriere oder Studium mit 
Familienverantwortung kommen, wie 
z. B. Fragen nach Studien- bzw. Pro-
motionsförderung, Wiedereinstiegs-
möglichkeiten nach Elternzeiten, zu 
Stipendien, etc. 
Die Beratung erfolgt vertraulich. Ge-
mäß § 16 Abs. 4 LGG unterliegen 
Gleichstellungsbeauftragte der Schweige-
pflicht. Mit Einverständnis der Hilfe su-
chenden Person können Sie als unab-
hängiges Organ tätig werden und/oder 
sie in ihrem weiteren Vorgehen beraten 
und unterstützen. 
Sollten Sie sich bezüglich eines Vorge-
hens nicht sicher sein, ist es häufig 
zielführend mit Ihren „Peers“, den an-
deren dezentralen Gleichstellungsbe-
auftragten, in Austausch zu treten bzw. 
Rücksprache zu halten. Halten Sie da-
bei bitte die Datenschutzverordnungen 
ein und anonymisieren Sie Namen und 
Zusammenhänge. 
 

Auf der Homepage der zentralen 
Gleichstellungsbeauftragten finden Sie 
stets eine aktuelle Liste aller Gleich-

stellungsbeauftragten der Fakultäten  
sowie wichtiger weiterer Gleichstel-
lungsakteur*innen an der UzK und hilf-
reiche Materialien (z.B. Antidiskriminie-
rungsrichtlinie der UzK, Fördermaß-
nahmen & -angebote). Hier stehen 
ebenfalls das Informationsblatt „Was 
tun bei Diskriminierung“ und der 
„Handlungsleitfaden für Erstgespräche 
in Fällen von Diskriminierung“ zum 
Download bereit.  
 
Darüber hinaus werden eventuell auch 
andere Anliegen und Fragestellungen 
an Sie herangetragen, die über die 
Fragen zur Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechtes hinausgehen. In 
solchen Fällen können Sie an zuständi-
ge Stellen mit Fachexpertise weiter 
verweisen, bzw. zusätzliche Kompe-
tenz mit ins Boot holen. Wenn bei-
spielsweise eine Wissenschaftlerin 
aufgrund einer körperlichen Einschrän-
kung vor besonderen Herausforderun-
gen steht, liegt es nahe, mit der 
Schwerbehindertenvertretung zusam-
menzuarbeiten.  

Auf der Homepage „Gender Equality & 
Diversity“ finden Sie eine aktuelle Liste 
anderer Beratungs- und Beschwerde-
stellen der UzK  
 
 
 
Fördermaßnahmen & Programme 
Die UzK bietet eine breite Palette von 
Fördermaßnahmen  im Bereich Gender 
& Diversität. Sie reichen von Individual-
förderungen, Mentoring oder Karriere-
entwicklung bis hin zu zahlreichen An-
geboten im Bereich Familienförderung 
und Dual Career. 

Auf der Webseite „Vielfalt“ finden Sie 
eine aktuelle Liste aller Förderprogram-
me im Bereich Gleichstellung und 

Diversität an der UzK . 

Auf der Homepage „Queer* in der 
Hochschule“ sind alle Maßnahmen zur 
Stärkung der Geschlechtervielfalt an 
der UzK aufgeführt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Entwicklungspläne Gleichstellung 
und Diversität 
Alle drei bis fünf Jahre sind nach § 5a 
LGG NRW die Gleichstellungs- und 
Diversitätspläne der zentralen Einrich-
tungen und Fakultäten der Universität 
neu zu erstellen. Nach Aufforderung 
der Hochschulleitung zur Fortschrei-
bung der Pläne wirken Sie an der Er-
stellung mit und beraten und unterstüt-
zen die Fakultätsleitung bei der Um-
setzung.  
Die aktuellen Entwicklungspläne 
Gleichstellung und Diversität finden 
Sie hier.  
 
 
Viermal jährlich finden „Netzwerk-
treffen der Gleichstellungsbeauftrag-
ten der Fakultäten“ statt, die gegen-
seitige Information, Austausch über 
aktuelle Entwicklungen und ggf. kolle-
giale Beratungen ermöglichen. Sie 
werden frühzeitig über die Termine 
informiert und zu den Treffen eingela-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

I I I .  K e r n a u f g a b e n  
A .  B e r a t u n g ,  G l e i c h s t e l l u n g s p l ä n e  u n d  F ö r d e r m a ß n a h m e n   

https://gb.uni-koeln.de/ueber_uns/die_gleichstellungsbeauftragten_der_fakultaeten/index_ger.html
https://gb.uni-koeln.de/sex_diskriminierung/index_ger.html
https://vielfalt.uni-koeln.de/antidiskriminierung/richtlinie-antidiskriminierung/beratungs-und-anlaufstellen
https://vielfalt.uni-koeln.de/angebote-massnahmen.html
https://gb.uni-koeln.de/gleichstellung_uzk/queer_in_der_hochschule/index_ger.html
https://strategy.uni-koeln.de/gremien__und_sonstige_akademische_angelegenheiten/frauenfoerderung/gleichstellung_und_diversitaet/index_ger.html
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I I I .  K e r n a u f g a b e n  
B .  B e r u f u n g s v e r f a h r e n  

Die Gleichstellungsbeauftragte der Fa-
kultäten und ihre Stellvertreter*innen 
vertreten die zentrale Gleichstellungsbe-
auftragte in den Berufungsverfahren 
ihrer Fakultät. Hierbei achten sie auf die 
Umsetzung der Vorgaben nach dem 
LGG NRW, d.h. auf eine chancenge-
rechte Durchführung des Verfahrens.  

Je nach Fach besteht noch eine erhebli-
che Unterrepräsentanz von Wissen-
schaftlerinnen auf Professuren. Dies liegt 
nicht nur daran, dass sich weniger aus-
gewiesene Bewerberinnen als Bewerber 
finden. Vielmehr werden Wissenschaftle-
rinnen in Berufungsverfahren noch oft 
benachteiligt. Ursächlich hierfür sind u.a. 
die Intransparenz der Verfahren und der 
Netzwerke, Befangenheiten sowie gen-
derunsensible und meist männerdomi-
nierte Berufungskommissionen. Dies 
kann dazu führen, dass nicht stets 
der*die beste Bewerber*in auf Platz eins 
gesetzt wird, sondern eine weniger quali-
fizierte - aber stark protegierte - Person.  
In den letzten Jahren ist bei den Verant-
wortlichen der Universität eine zuneh-
mende Sensibilisierung und Bereitschaft 
zu beobachten, diesen Phänomenen 
entgegenzuwirken. Die Implementierung 
von geschlechtergerechten Berufungs-
verfahren wird u.a. vom zentralen Beru-
fungsmanagement (Stabsstelle 03: Beru-
fungen) forciert.   

Ihre Aufgabe als Gleichstellungsbeauf-
tragte der Fakultät besteht in der Mitwir-
kung, Aufklärung, Sensibilisierung sowie 
der Kontrolle der durchgeführten Verfah-
ren. 

Sie sind ebenso wie die zentrale Gleich-
stellungsbeauftragte zu den Sitzungen 
der Berufungskommissionen wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren (§ 5 
Abs. 3b BO und  § 11 GO). Sie sind als 
dezentrale Gleichstellungsbeauftragte in 
den Berufungskommissionen Mitglied 
mit beratender Stimme (§ 24 HG NRW). 
Daraus folgt, dass Sie kein Stimmrecht 
haben. Als stimmberechtigtes professo-
rales Mitglied der Berufungskommission 
ist es jedoch möglich, - in einer Doppel-
funktion - auch die Aufgabe der Gleich-
stellungsbeauftragten zu übernehmen. 
Sie haben das Recht auf Akteneinsicht in 
alle das Verfahren betreffende Doku-
mente.  

Die zentrale Gleichstellungsbeauftrag-
te hat zu jedem Zeitpunkt des Beru-
fungsverfahrens das Recht zur Stellung-
nahme und zum Widerspruch. Sie übt 
dieses Recht, sofern sie - wie in den 
meisten Fällen - nicht selbst am Verfah-
ren teilnimmt, nach Information durch 
und Abstimmung mit den Gleichstel-
lungsbeauftragten der Fakultät aus. 

Im Regelfall übermitteln Sie, nach Be-
wertung der externen Gutachten und 
Festlegung der Platzierung der Kandi-
dat*innen durch die Berufungskommissi-

on, via Formblatt  Ihren Eindruck zur 
Umsetzung von Gleichstellung in dem 
Verfahren an die zentrale Gleichstel-
lungsbeauftragte. Dieser Bericht bildet 
die Grundlage der Stellungnahme der 
zentralen Gleichstellungsbeauftragten 
zum Berufungsverfahren nach LGG 
NRW, den sie der Fakultätsleitung 
übermittelt. Die Fakultät übermittelt die 
Stellungnahme im Rahmen der Be-
schlussfassung über die Liste der Kan-
didat*innen an die Engere Fakultät, 
den Senat und das Rektorat. 

Abbi ldung 2:  Übersicht des Ablaufs eines Berufungsverfahrens unter Einbin-
dung und Zusammenwirkung der Gleichstellungsbeauftragten der Fakultäten mit 

der zentralen Gleichstellungsbeauftragten. Größere Darstel lung   

https://gb.uni-koeln.de/gleichstellung_uzk/stellenbesetzungs__und_berufungsverfahren/berufungsverfahren/index_ger.html
https://gb.uni-koeln.de/e2106/e2113/e8153/20120322_EinbindungGBBerufungsverfahren_ger.pdf
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Gemäß HG NRW, LGG NRW, Beru-
fungsordnung und Berufungsleitfa-
den gilt: 
 
a) Gleichstellungsquoten bezüglich der 
Berufung von Professorinnen sind 
rechtlich verankert. In § 37 a HG NRW 
ist das Prinzip der fächergruppenspezi-
fischen Zielquote gemäß Kaskaden-
modell festgeschrieben. Die mit den 
Fakultäten vereinbarten Zielzahlen für 
die Berücksichtigung von Frauen auf 
allen Qualifikationsstufen sind im je-
weiligen Entwicklungsplan Gleichstel-
lung und Diversität festgelegt.  
Die internen Zielvereinbarungen des 
Rektorates der UzK mit den Fakultäten 
honorieren u. a. den Nachweis der 
Fakultäten über die Umsetzung der 
Zielquoten zur Erhöhung des Frauen-
anteils und die Entlastung der dezent-
ralen Gleichstellungsbeauftragten. 
Diese Vorgaben flossen ebenfalls in 
die Entwicklungspläne Gleichstel-
lung und Diversität der UzK  ein. 
 
b) Die §§ 11b Abs. 1 HG NRW, § 9 
Abs. 2 LGG NRW  und § 5 Abs. 7 BO 
schreiben vor, dass Berufungskommissi-
onen im Rahmen des Möglichen ge-
schlechterparitätisch besetzt sein müs-
sen. Zumindest ist der Anteil von Frauen 
„im Fach“ auch in der Kommission nach-
zuweisen. Die Berufungskommission 
kann also als Mindestanforderung den 
Anteil an Professorinnen abbilden, der 
prozentual in der Fakultät ausgewie-
sen ist. Dann sollte die Kommission 
jedoch ihre Bemühungen zur ge-
schlechterparitätischen Besetzung zu 
Protokoll geben. Voraussetzung ist 
zudem, dass die weiteren Gruppen 
(Wissenschaftliche Mitarbeitende, Mit-
arbeitende aus Technik und Verwal-
tung und Studierende) geschlechter-
paritätisch in der Kommission vertre-
ten sind. 
 
c) Mit dem Zuweisungsantrag für eine 
Professur muss laut § 3 BO eine Stel-
lungnahme zum Feld geeigneter Kan-
didat*innen eingereicht werden. Diese 
Stellungnahme soll eine realistische 
quantitative Aussage zum Feld der 
Bewerbenden sowie eine vorläufige 
Liste von potenziellen Kandidat*innen 
beinhalten. Mit diesen Schritten soll 
sichergestellt werden, dass im Vorfeld 
der Ausschreibung ein sog. Screening 
des Bewerber*innenfeldes stattgefun-
den hat und die bestmögliche Aus-
gangsvoraussetzung für die aktive 
Rekrutierung geeigneter Kandi-
dat*innen vorliegt. Zudem kann so 
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frühstmöglich sichergestellt werden, 
dass mit der Ausschreibung auch 
geeignete Wissenschaftlerinnen an-
gesprochen werden können. 
 
d) § 9 BO legt fest, dass jede Beru-
fungskommission erfolgsversprechen-
de Kandidat*innen mit der Ausschrei-
bung persönlich ansprechen und zur 
Bewerbung einladen soll. In Fächern, 
in denen der Frauenanteil unter 30 % 
liegt, muss eine aktive Rekrutierung 
nach geeigneten Bewerberinnen 
durchgeführt werden. Der gesamte 
Vorgang ist in den Protokollen der 
Berufungskommission nachzuweisen 
und in den Bericht der Fakultät über 
die Durchführung des Berufungsver-
fahrens an das Rektorat aufzuneh-
men (siehe auch Berufungsleitfaden, 
Kap. 4  sowie die Hinweise zur akti-
ven Rekrutierung auf der Website 
„Berufungsverfahren“ der zentralen 
GB ). 
 
e) In der ersten Sitzung der Beru-
fungskommission ist die Gewichtung 
der Kriterien gemäß Ausschreibung 
festzulegen. 
 
f) In Bereichen, in denen Frauen un-
terrepräsentiert sind, sind mindestens 
ebenso viele Frauen wie Männer oder 
alle Bewerberinnen zum Vorstellungs-
gespräch einzuladen, sofern sie die 
geforderten Qualifikationskriterien 
gemäß der Ausschreibung erfüllen 
(LGG NRW § 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 
2 BO). Sollte dann eine gleiche Eig-
nung vorliegen, sind Frauen nach § 7 
Abs. 1 LGG NRW zu bevorzugen.  
 
g) Im Vorstellungsgespräch sind 
„Fragen, die geeignet sind, diskrimi-
nierend zu wirken“ verboten (§ 9 LGG 
NRW). Dies sind insbesondere Fra-
gen nach dem Familienstand, einer 
bestehenden oder geplanten Schwan-
gerschaft oder Elternzeit oder wenn 
danach gefragt wird, wie Familien– 
oder Pflegeaufgaben neben der Be-
rufstätigkeit gewährleistet werden. 
 
h) § 5 Abs. 6 BO untersagt ständige 
Gäste in der Kommission. Zudem 
muss bei Gästen der Grund ihrer Teil-
nahme dokumentiert werden. 
 
i)  Es werden insgesamt mindestens 
zwei Gutachter*innen benötigt, wobei 
mindestens ein Gutachten von einer 
Frau erstellt werden sollte (§ 10 Abs. 3 
BO). Lässt sich dies nicht umsetzen, 
muss das begründet und dokumen-

tiert werden. Es wird empfohlen, dass 
die Gutachter*innen sowie alternativ in 
Frage kommende Personen bereits in 
der ersten Sitzung der Berufungskom-
mission benannt werden. Zudem wer-
den die Gutachter*innen gebeten, 
mögliche Befangenheiten offenzule-
gen. 
 
j) Die Reihung der Bewerber*innen 
sollte erst nach Eingang und Bespre-
chung der externen Gutachten erfol-
gen. Die Abstimmungen über die Kan-
didat*innen, die in die externe Begut-
achtung gehen sollen, und Abstim-
mungen zu den Listenplatzierungen 
haben geheim und ohne Ausweisung 
einer Statusgruppenzugehörigkeit zu 
erfolgen (§ 11 Abs. 1 BO). 
 
Sonderregelungen Medizin 

Rektorat legte mit Beschluss vom 
16.12.2013 fest, dass bei Berufungs-
verfahren in der Medizin in jedem Fall 
eine Liste von geeigneten Wissen-
schaftlerinnen vorgelegt werden muss 
und eine aktive Rekrutierung zu erfol-
gen hat. Darüber hinaus sollen die 
Gutachter*innen sowie alternativ für 
die Gutachten in Frage kommende 
Personen bereits in der ersten Sitzung 
der Berufungskommission benannt 
werden. Der Ausschreibungstext für 
eine Professur ist durch das Dekanat 
vor der Vorlage im Rektorat zu prüfen.  
Die Umsetzung dieser Vorgaben ist in 
den Protokollen der Berufungskom-
mission nachzuweisen bzw. entspre-
chend zu dokumentieren. 
 

I V .  K e r n a u f g a b e n   
G r u n d l e g e n d e  V o r g a b e n  z u  B e r u f u n g s v e r f a h r e n  

https://strategy.uni-koeln.de/gremien__und_sonstige_akademische_angelegenheiten/frauenfoerderung/gleichstellung_und_diversitaet/index_ger.html
https://strategy.uni-koeln.de/gremien__und_sonstige_akademische_angelegenheiten/frauenfoerderung/gleichstellung_und_diversitaet/index_ger.html
https://verwaltung.uni-koeln.de/stabsstelle03/content/leitfaden_fuer_berufungsverfahren/index_ger.html
https://gb.uni-koeln.de/gleichstellung_uzk/stellenbesetzungs__und_berufungsverfahren/berufungsverfahren/aktive_rekrutierung/index_ger.html
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Auf dem Formblatt der zentralen 
Gleichstellungsbeauftragten „Bericht 
der dezentralen GB der Fakultät zum 
Berufungsverfahren an die zentrale 

GB“   finden Sie zentrale Aspekte zur 
Geschlechtergerechtigkeit in Beru-
fungsverfahren als „Checkliste“. Wenn 
Sie diese Punkte durch Ankreuzen 
abarbeiten, haben Sie schon wesentli-
che Aspekte des Berufungsverfahrens 
aus geschlechtergerechter Sicht reflek-
tiert und bewertet. 
 
Berufungsverfahren können grundsätz-
lich formell (Verfahrensfehler) oder 
materiell (inhaltliche Fehler) rechtswid-
rig sein. Inhaltliche Fehler führen dazu, 
dass nicht der*die beste Bewerber*in 
als erstplatzierte Person aus dem Ver-
fahren hervorgeht. Sie stellen immer 
einen substantiellen Fehler da. Die 
formellen Regeln, zum Beispiel die 
Pflicht, alle Sitzungen zu protokollie-
ren, dienen der Sicherung der materiel-
len Vorgaben.  Eine Verletzung von 
Verfahrensvorgaben führt aber nicht 
zwangsläufig dazu, dass auch materi-
elles Recht verletzt wird. Deswegen 
sind diese Verstöße nicht immer 
schwerwiegend.  
 
Materiell-rechtlich, oder einfacher ge-
sagt, inhaltlich, geht es bei der Beglei-
tung von Berufungsverfahren um die 
Durchsetzung des Grundsatzes der 
Bestenauslese nach Art. 33 Abs. 2 
des Grundgesetzes. Die Bestenausle-
se bedeutet, dass alle Deutschen (für 
Ausländer*innen können Ausnahmen 
zugelassen werden) nach ihren Eig-
nungen, Fähigkeiten und fachlichen 
Leistungen gleichen Zugang zu jedem 
öffentlichen Amt, also auch zu einer 
Professur, haben müssen. Mit dem 
Geschlecht der Bewerbenden, hat dies 
zunächst einmal nichts zu tun. Es gibt 
jedoch geschlechtsspezifische Leis-
tungsbewertungen in Berufungsverfah-
ren, die dazu führen können, dass 
Frauen gegenüber weniger oder gleich 
qualifizierten Männern benachteiligt 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Geschlechtsspezifische Leistungs-
bewertung in Berufungsverfahren: 
 
Grundsätzlich stellt die objektive und 
gerechte Leistungsbewertung in Be-
rufungsverfahren zum Zweck der 
Vergleichbarkeit der unterschiedli-
chen Bewerber*innen eine der größ-
ten Herausforderungen für die Arbeit 
der Berufungskommission dar. Hier-
bei gilt es, die Unterschiedlichkeit von 
Lebensläufen, die Vielschichtigkeit 
der erbrachten Leistungen sowie 
mögliche Potenziale angemessen 
und qualitätsgesichert zu gewichten 
und zu beurteilen. Die Grundlage 
hierfür bilden die eingereichten Be-
werbungsunterlagen der Kandi-
dat*innen, deren Selbstpräsentation 
während der Vorträge und Auswahlin-
terviews sowie allgemeingültige Para-
meter zur Erfassung der erbrachten 
Forschungsleistungen. Obwohl diese 
Aspekte einer möglichst großen Stan-
dardisierung unterliegen, zeigen eine 
Vielzahl von Studien, dass es bei der 
Bewertung trotzdem zu Verzerrungs-
effekten kommen kann, die sich ins-
besondere für Frauen negativ auswir-
ken können. Hierbei sollten nicht nur 
jene berücksichtigt werden, die die 
Bewertung durch die Kommission 
betreffen, sondern auch solche, die 
bereits Einfluss auf den gesamten 
wissenschaftlichen Karriereverlauf 
bzw. entsprechende wissenschaftli-
che Leistungsparameter genommen 
haben können. Zwei dieser grundle-
genden Effekte möchten wir im Fol-
genden kurz erläutern:  
 
Der Begriff (Un)conscious Bias be-
zeichnet (un)bewusste kognitive Ver-
zerrungen. Als Gender Bias werden 
solche Verzerrungseffekte bezeich-
net, die aufgrund von Geschlechter-
stereotypen, heteronormativen Rol-
lenvorstellungen und Vorurteilen ent-
stehen. Ein Beispiel hierfür ist, dass 
gleiche Eigenschaften oder Kenntnis-
se bei Frauen und Männern oft unter-
schiedlich bewertet werden. Ein brei-
tes Forschungsinteresse wird bei 
Männern häufig gelobt und ihre Inter-
disziplinarität hervorgehoben, wäh-
rend bei Frauen kritisiert wird, dass 
sie zu wenig spezialisiert seien. Ganz 
grundsätzlich ist das gesellschaftliche 
Stereotyp des „Wissenschaftlers“ 
noch immer männlich konnotiert, vor 
allem in Forschungsgebieten mit ei-
nem höheren Anteil von männl. For-
schern (vgl. Carli et al. 2016)  und in 
Bereichen, die besonders mit „Talent 

und Brillanz“ in Verbindung gebracht 
werden (vgl. Leslie et al. 2015).  
 
Auf unterschiedliche Weise negativ 
wirkt sich ebenso der sog. Gender 
Care Gap aus. Dieser beschreibt die 
größere Last an Sorgearbeit, die von 
Frauen mit Familien- und Pflegear-
beit geleistet wird. Die zusätzliche 
(zeitliche) Belastung, kann einen 
negativen Einfluss auf die Leistungen 
haben. Hinzu kommt, dass Frauen 
auch in der akademischen Selbstver-
waltung sowie für die Betreuung der 
Studierenden meist mehr Zeit auf-
wenden und sich stärker engagieren 
als männliche Kollegen. Beides wird 
in der Leistungsbewertung jedoch 
kaum bzw. nicht ausreichend berück-
sichtig. 
 
Diese Effekte können sich auf wichti-
ge Leistungskriterien in Berufungs-
verfahren auswirken:  
 
Publikationen 
Der sog. Gender Publication Gap 
bezeichnet den Effekt, dass es für 
Frauen schwerer ist, wissenschaftlich 
zu publizieren und dass ihre Werke 
weniger Anerkennung finden. So 
werden Frauen seltener zu Publikati-
onen eingeladen, ihre Beiträge wer-
den in Reviewverfahren häufiger ab-
gelehnt und ihre Texte weniger rezi-
piert   (vgl. Conley/Stadmark 2012). 
Zudem werden Frauen bei der Veröf-
fentlichung von Ergebnissen von 
Forschungsteams seltener als Beitra-
gende genannt (vgl. Ross et al. 
2022).  
  
Zitationen 
Der Gender Citation Gap beschreibt 
den Effekt, dass Frauen aufgrund 
ihres Geschlechts weniger zitiert wer-
den als Männer. Hinzu kommt, dass 
Männer häufiger sich selbst zitieren, 
was beides letztlich zu einem Verzer-
rungseffekt in dem vermeintlich ob-
jektiven Leistungsparameter Anzahl 
der Zitationen führt (vgl. Lariviere et 
al. 2013). 
 
Drittmittel 
Bei der Bewilligung von Drittmittelan-
trägen lässt sich übergreifend kein 
Gender Gap feststellen. Die Förder-
quoten bei der DFG etwa unterschei-
den sich nicht wesentlich zwischen 
den Geschlechtern.  
Die geringere Anzahl der Drittmittel-
anträge (ca. 25 % der Anträge bei 
der DFG werden von Frauen gestellt, 
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bei einem großen Unterschied zwischen 
den Fächern, vgl. DFG Chancengleich-
heits-Monitoring 2022), lassen sich weit-
gehend mit dem geringeren Frauenanteil 
auf wissenschaftlichen Spitzenpositionen 
erklären, da die meisten Anträge von 
Wissenschaftler*innen auf hohen Qualifi-
kationsstufen gestellt werden. Es gibt 
jedoch einen Zusammenhang zwischen 
Antragsaktivität und der Zeit, die für Leh-
re und Prüfungsverpflichtungen aufge-
bracht wird (vgl. Böhmer et. al. 2011) – 
was sich negativ auf die Antragsstellung 
von Frauen auswirken kann (vgl. Gender 
Care Gap).  
 
Gutachten, Empfehlungsschreiben und 
Stellenausschreibungen 
Neben Kennzahlen sind auch Texte wie 
Gutachten oder Empfehlungsschreiben 
für die Bewertung wissenschaftlicher 
Leistung zentral. Hier lassen sich Unter-
schiede ausmachen, wie die Leistung von 
Frauen und Männern beschrieben wird 
(vgl. Gender Bias).  
In Bezug auf Empfehlungsschreiben lässt 
sich bspw. festhalten: Frauen werden 
gewöhnlich als gemeinschaftsorientiert 
und kommunikativ beschrieben, Männer 
hingegen als leistungsstark und entschei-
dungsfreudig. Frauen zugeschriebene 
Attribute wirken sich dabei negativ auf 
Einstellungsentscheidungen aus. (Vgl. 
Madera et al. 2019) 
Schon das Wording in Stellenausschrei-
bungen kann einen Einfluss darauf ha-
ben, ob sich Frauen angesprochen fühlen 
oder nicht (vgl. Gaucher et al. 2011). Der 
Lehrstuhl für Forschungs- und Wissen-
schaftsmanagement der TU München hat 
einen "Gender Decoder" entwickelt, der 
dabei hilft zu überprüfen, ob Stellenanzei-
gen oder andere Texte gender-fair formu-
liert sind.   
 
 
Um die Verzerrung in der Bewertung 
von Leistung zu vermindern, gibt es 
verschiedene Maßnahmen: 

Berücksichtigung unvermeidbarer Verzö-
gerungszeiten (§10 BO) 

Das sog. akademische Alter setzt die 
Leistungen von Kandidat*innen (Umfang 
der Lehr- und Forschungsleistungen, 
Publikationen, Zitationen, etc.) ins Ver-
hältnis zu der hierfür benötigten Zeit. Per-
sönlichen Lebenswegen und -umständen 
ist hierbei (auch gem. der Vorgaben der 
DFG) Rechnung zu tragen, indem unver-
meidbare Verzögerungszeiten entspre-
chend berücksichtigt werden. Zur Berech-
nung des akademischen Alters werden 
sogenannte unvermeidbare Verzöge-
rungszeiten im Lebenslauf vom tatsächli-
chen Lebensalter bzw. den Jahren vor-

rangig ab der Promotion abgezogen. An 
der Universität zu Köln wird Frauen da-
bei z.B. pauschal pro eigenem Kind ein 
Jahr angerechnet. Betreuungszeiten 
können sich alle Bewerber*innen 
(zusätzlich) anrechnen lassen. Auch 
weitere unvermeidbare Verzögerungs-
zeiten wie etwa durch Behinderungen 
oder chronische Erkrankungen, Flucht 
oder Vertreibung, Teilzeittätigkeiten und 
Tätigkeiten in nichtforschenden Kontex-
ten oder Auswirkungen einer Pandemie 
etc. sind anzuerkennen. (Vgl. für weitere 
Details das Kapitel 4.3.3 des Berufungs-
leitfadens sowie die „Handreichung zur 
Berechnung des akademischen Alters in 
Berufungsverfahren“. ) 

Qualität statt Quantität 

Es gibt Bemühungen, den hohen Stel-
lenwert, den vermeintlich objektive Leis-
tungsparameter in Berufungsverfahren 
haben, zu reduzieren und das Augen-
merk verstärkt auf die individuellen Leis-
tungen zu legen. Die DFG hat 2022 mit 
neuen Vorgaben einen Kulturwandel hin 
zu mehr Chancengerechtigkeit durch 
eine stärkere Orientierung auf Inhalte 
angestoßen (vgl. „Maßnahmenpaket 
zum Wandel der wissenschaftlichen 
Bewertungskultur“). Auch die Vergabe-
prozesse der ERC Grants wurden 2022 
überarbeitet, um durch die Berücksichti-
gung von außergewöhnlichen Umstän-
den und Leistungen jenseits der übli-
chen Kennzahlen eine fairere Bewertung 
zu erreichen.  

Ganz grundsätzlich haben alle Maßnah-
men zur Qualitätssicherung im Auswahl-
verfahren auch einen positiven Effekt auf 
den Aspekt der Gleichstellung. Je mehr 
die Vorgaben und Empfehlungen der 
Berufungsordnung, des Berufungsleitfa-
dens und der Handreichungen zu Beru-
fungsverfahren eingehalten werden, 
desto gerechter läuft das Verfahren in 
der Regel ab. 

Die UzK bietet ein internes Weiterbil-
dungsprogramm „Bestenauswahl in Be-
rufungsverfahren“ an.  

Literaturtipps zum Weiterlesen 

Cordelia Fine (2011): „Delusions of Gen-
der: The Real Science Behind Sex Diffe-
rences“ 

Iris Bohnet (2016): „What Works: Gen-
der Equality by Design” 

Caroline Criado Perez (2019): „Invisible 
Women: Exposing Data Bias in a World 
Designed for Men“  

Einschlägige Studien und Ergebnisse 
zum Gender Bias in der Wissenschaft 
hat das Center for Excellence Women in 

Science (CEWS) zusammengestellt.  

Zitierte Literatur: 

Böhmer, Susan et al. (2011): Wissen-
schaftler-Befragung 2010: Forschungs-
bedingungen von Professorinnen und 
Professoren an deutschen Universitä-
ten. iFQ-Working Paper No. 8.  

Carli, L.L., Alawa, L., Lee, YA., Zhao, 
B., Kim, E. (2016) Stereotypes About 
Gender and Science: Women ≠ Scien-
tists. Psychology of Women Quarterly 
40(2), 244-260 

Conley, D., & Stadmark, J. (2012). 
Gender matters: A call to commission 
more women writers. Nature, 488 

Gaucher, Danielle/Friesen, Justin/Kay, 
Aaron (2011): „Evidence That Gen-
dered Wording in Job Advertisements 
Exists and Sustains Gender Inequali-
ty“. Journal of Personality and Social 
Psychology 101,1, 109-128. 

Lariviere, Vincent/Ni, Chaoqun/
Gingras, Yves/Cronin, Blaise/
Sugimoto, Cassidy R. (2013): 
„Bibliometrics: Global Gender Dispari-
ties in Science“. In: Nature 504, 211-
213 

Leslie, Sarah-Jane & Cimpian, Andrei 
& Meyer, Meredith & Freeland, 
Edward. (2015). Expectations of Brilli-
ance Underlie Gender Distributions 
Across Academic Disciplines. Science 
(New York, N.Y.). 347. 262-5. 10.1126/
science.1261375 

Madera, Juan M./Hebl, Michelle R./
Dial, heather/Martin, Randi/Valian, 
Virgina (2019): Raising Doubt in Let-
ters of Recommendation for Academia: 
Gender Differences and Their Impact. 
In: Journal of Business and Psycholo-
gy 34, 287-303 

Ross, Matthew B./Glennon, Britta M., 
Murciano-Goroff, Raviv et al. (2022): 
Women are credited less in science 
than men. Nature 608, 135-145 
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I V .  C h e c k l i s t e  f ü r  d e n  A m t s a n t r i t t  

 
Basistexte besorgen bzw. einsehen: 

□ Landesgleichstellungsgesetz NRW 

□ Rahmenplan zur Gleichstellung der 
Hochschule, Entwicklungspläne 
Gleichstellung und Diversität der 
Fakultät 

□ Hochschulgesetz NRW, insb. § 24 

□ Berufungsordnung der UzK 

□ Berufungsleitfaden der UzK 

□ Handreichung zur Berechnung des 
„akademischen Alters“ 

□ Handreichung zur Erstellung von 
Protokollen in Berufungsverfahren 

□ Richtlinie Antidiskriminierung UzK  

 
Berufungsverfahren: 

□ Abgleich Stand der Verfahren mit 
dem Dekanat bzw. der*dem Amtsvor-
gänger*in 

 

 

Beratungen: 

□ Gleichstellungsrelevante Themen/ 
Probleme an der Fakultät verge-
genwärtigen (z.B. Inhalte in Lehr-
veranstaltungen, Frauenanteil in 
Gremien bzw. auf Professuren, 
WMA– und TuV-Stellen) 

□ Liste mit spezialisierten Beratungs-
stellen an der UzK zur Vermittlung 
bereit halten  

□ Informationsblätter „Was tun bei 
Diskriminierung“ und „Handlungs-
leitfaden für Erstgespräche in Fäl-
len von Diskriminierung“ sichten  

 
Entlastung für das Amt:  

□ Es stehen Personalmittel zur Ent-
lastung für die Übernahme von 
Aufgaben im Bereich Gleichstel-
lung zur Verfügung. Für weitere 
Informationen setzen Sie sich  bitte 
mit dem Prorektorat für Akademi-
sche Karriere und Chancengerech-
tigkeit in Verbindung. 

 

Schulungen: 

□ Die PE Wiss bietet regelmäßig Schu-
lungen zum Thema „Bestenauswahl“ 
an. Hier gibt es auch ein Modul zum 
Thema „Qualitätssicherung mit dem 
Schwerpunkt Chancengerechtigkeit“ 

□ Der Deutsche Hochschulverband 
(DHV) bietet regelmäßig Seminare 
zum Thema „Gleichstellung in Hoch-
schulen“ an  

  

Vorstellung/Öffentlichkeitsarbeit: 

□ Vorstellung im Dekanat bzw. bei der 
Leitung der zentralen Einrichtungen, 
in Sitzungen der Fakultät 

□ Kontaktaufnahme mit der zentralen 
Gleichstellungsbeauftragten 

□ Vorstellung bei Erstsemesterveran-
staltungen 

□ Informationen zu gleichstellungsrele-
vanten Entwicklungen, Beratungs- 
und Beschwerdemöglichkeiten u. a. 
für Fakultätsangehörige (z. B. Prä-
sentation der jährlichen Genderdaten 
der Fakultät, vgl. Gender-Datenre-
port der UzK) 

□ Aufnahme bzw. Benennung auf 
Homepage der Fakultät 

Alle Informationen, Dokumente und Neuigkeiten aus dem Bereich Gleichstellung sowie alle Links finden Sie auf 
der Homepage der zentralen Gleichstellungsbeauftragten unter https://gb.uni-koeln.de. 

Für Ihre ersten Schritte im neuen Amt kann folgende Checkliste hilfreich sein, um sich auf die 
Aufgaben vorzubereiten und sich in der Fakultät bekannt zu machen: 

https://vielfalt.uni-koeln.de/antidiskriminierung/richtlinie-antidiskriminierung/beratungs-und-anlaufstellen
https://gb.uni-koeln.de/sex_diskriminierung/index_ger.html
https://www.dhvseminare.de/
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Vorgaben zum Verfahrensablauf  Grundlage 

Einladungen zu den Sitzungen der Berufungskommission erfolgten form- und fristgerecht. 
Außer in dringenden Fällen und in Ausnahmesituationen müssen die Einladungen 10 Tage vor der Sitzung und 
unter Angabe der Tagesordnung verschickt werden. Die Versendung kann auch elektronisch erfolgen. Die Frist und 
die Information über die Tagesordnung gewährleisten, dass sich die Gleichstellungsbeauftragte (und die Kommissi-
onsmitglieder) terminlich und inhaltlich angemessen auf die Sitzung vorbereiten können. 
 

§ 18 Abs.2 LGG 
NRW, § 24 Abs.1 
+ 3 HG NRW, § 16 
GO, § 3 Abs.1 S.2 
VO, § 3 Abs. 3 BO  

Es nahmen keine ständigen Gäste an der BK teil. 
Es nehmen keine ständigen Gäste, bisherige Stelleninhaber*innen oder emeritierte Professor*innen an der Kom-
mission teil. 

§ 5 Abs. 6 BO 

Das Verfahren und die Sitzungen wurden ordnungsgemäß protokolliert. 
Die Pflicht zum Protokoll ist eine formale Vorschrift, welche die Kommissionssitzungen nachvollziehbar macht 
und die rechtliche Überprüfbarkeit gewährleistet. Aufgenommen werden müssen z. B. die Tagesordnung, die 
gestellten Anträge und Abstimmungsergebnisse, die gefassten Beschlüsse und Äußerungen, deren Aufnah-
me ins Protokoll beantragt wurde. Die Protokollpflicht ist aus gleichstellungsrechtlicher Sicht eine wichtige 
Vorschrift. So kann zum Beispiel sichtbar werden, wenn die Kommission von den Vorgaben des Anforde-
rungsprofils/der Stellenausschreibung abweicht.  

§ 3 Abs. 3 VO,  
§ 7 Abs. 1 BO 
„Handreichung zur 
Erstellung von 
Protokollen in Be-
rufungsverfahren“ 
(UzK)  

Ein*e Berufungsbeauftragte*r des Rektorats nahm teil. 
Der*die Berufungsbeauftrage begleitet das Verfahren als neutrale, in der Regel fachfremde beobachtende 
Person stellvertretend für das Rektorat. Seine*Ihre Aufgabe ist es, die Einhaltung der Verfahrensregeln zu 
beobachten und (vertraulich) an das Rektorat zu berichten. Der*die Berufungsbeauftragte erfüllt auch aus 
gleichstellungsrechtlicher Sicht eine wichtige Funktion. Je besser das Verfahren begleitet wird, desto weniger 
können sachfremde, also auch frauenbenachteiligende Erwägungen einen Einfluss ausüben.  

§ 6 BO,  
Berufungsleitfaden 
Kap. 4 

Die Berufungskommission war geschlechterparitätisch besetzt. 
Nach dem Hochschulgesetz müssen Berufungskommissionen geschlechterparitätisch besetzt sein. Sollte 
dies nicht möglich sein, ist zumindest der Anteil an Professorinnen abzubilden, der prozentual in der Fakultät 
ausgewiesen ist. Dann muss aber hinsichtlich der weiteren in der Kommission vertretenen Gruppen 
(Wissenschaftliche Mitarbeitende, Mitarbeitende aus Technik und Verwaltung, Studierende) Geschlechterpari-
tät gegeben sein. Dies soll eine Perspektivenvielfalt unterstützen und stereotype Vorstellungen von Wissen-
schaftler*innen aufbrechen.  

§ 11 b Abs.1 HG,  
§ 9 Abs.2 LGG,   
§ 5 Abs. 7 BO 

Wenn nein: Erfolgte eine intensive Bemühung um die geschlechterparitätische Besetzung und wurde 
dies aktenkundig gemacht?        
Wenn nur die Mindestanforderung erfüllt ist, der Anteil von Professorinnen in der Kommission also den der 
Fakultät abbildet, müssen die (vergeblichen) intensiven Bemühungen, eine Geschlechterparität zu erreichen, 
aktenkundig gemacht werden. Sollten auch diese vereinfachten Anforderungen ausnahmsweise nicht erfüllt 
werden können, so sind die Gründe hierfür wiederum aktenkundig zu machen. Erfolgt dies nicht, ist eine un-
verzügliche Nachholung erforderlich, sonst muss die Kommission aufgelöst werden. 

§ 11 b Abs.1&4, 
HG NRW  
§ 5 Abs. 7 BO 

In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind (< 30 %), wurde vom Berufungskommissions-
vorsitz eine aktive Suche nach qualifizierten Bewerberinnen veranlasst. 
Die Berufungskommission ist in diesen Fällen verpflichtet eine aktive Suche nach geeigneten Kandidat*innen 
durchzuführen und diese entsprechend auf eine Ausschreibung aufmerksam zu machen. Die gesamte aktive 
Rekrutierung muss dokumentiert werden. 

§ 7 Abs. 1 und  
§ 9 BO 

Die Berufungskommission hat vor der Auswahl der einzuladenden Bewerber*innen die Kriterien, nach 
denen Leistungen in Forschung und Lehre bewertet werden sollen, bestimmt.  
Aus dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Bestenauslese folgt, dass die Kriterien für die Wertung der 
Bewerber*innen im Laufe des Berufungsverfahrens nicht mehr geändert oder nachträglich Kriterien festgelegt 
werden. Diese Vorgaben sind wichtig für die Chancengerechtigkeit des Verfahrens. Daher soll die Kommissi-
on für die im Ausschreibungstext festgelegten Kriterien für die Leistungsbewertung vor Eingang der Bewer-
bungen die genaue Leistungsdefinition bestimmen.  

§ 7 Abs. 1  und  
§ 8 BO 
 

Befangenheit: Keines der Kommissionsmitglieder stand in einem persönlichen Verhältnis zu eine*r 
der Bewerber*innen oder gab in einer anderen Form Anlass zu der Vermutung, parteiisch zu sein. 
Vom Verfahren ausgeschlossen sind Angehörige der Bewerber*innen. Berufliche Beziehungen müssen offen 
gelegt werden (Assistent*innen-, Doktorand*innenverhältnis, gemeinsame Lehrveranstaltungen, gemeinsame 
Publikationen), führen aber nicht zwingend zum Ausschluss aus der Kommission. (Potenziell) vorliegende Be-
fangenheiten werden im Protokoll festgehalten. 

Grundsätze der 
Universität zu Köln 
zu Fragen der 
Befangenheit 
(2018), § 16 Abs. 
1 BO 

A n l a g e  
C h e c k l i s t e  „ G l e i c h s t e l l u n g s a s p e k t e  i n  B e r u f u n g s v e r f a h r e n “  

Formblatt: 

„Bericht der Gleichstellungsbeauftragten der Fakultäten zum Berufungsverfahren an die zentrale Gleichstellungsbeauftragte“  

file:///T:/Buero/9_Homepage/4_Bildmaterial/6_Flyer_PDF-Dateien/AM_2018-35_Grundsaetze-zuFragen-der-Befangenheit-1.pdf
https://gb.uni-koeln.de/e2106/e2113/e8149/Formblatt_dezentraleGBs_2023_ger.docx
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Vorgaben zum Verfahrensablauf  Grundlage 

Zu den Probevorträgen wurden ebenso viele Frauen wie Männer eingeladen (Voraussetzung: Erfül-
lung der geforderten Qualifikation, Unterrepräsentanz von Professorinnen in dem ausgeschriebenen 
Bereich). 
Wenn an der Fakultät bzw. in dem Fach, an der die Professur ausgelobt wird, eine Unterrepräsentanz von 
Frauen gegeben ist, dann müssen grundsätzlich ebenso viele Frauen wie Männer zu den Probevorträgen 
eingeladen werden. Dies jedoch nur, wenn die Bewerberinnen die für die Professur geforderte Qualifikati-
on aufweisen. Die geforderte Qualifikation ist identisch mit den zwingenden Merkmalen des Anforderungs-
profils, also der Stellenausschreibung (vgl. Burkholz, § 9 Rn 8). Es müssen also diejenigen Frauen einge-
laden werden, die die Anforderungen der Stellenausschreibung erfüllen. 
Falls sich weniger Frauen als Männer beworben haben, die die Voraussetzungen erfüllen, so müssen 
zumindest alle diese Bewerberinnen eingeladen werden, auch wenn die Parität dann nicht erreicht wird.  

§ 9 Abs.1 LGG 
NRW  
 
 
 
 

Das Fachgespräch beinhaltete keine gemäß LGG NRW rechtswidrigen Fragen (z. B. Betreuung von 
Kindern, Schwangerschaft, Familienstand, Einkommen oder Tätigkeit des Partners*der Partnerin).  
Das Verbot von Fragen nach der Schwangerschaft/Kinderbetreuung/Familienplanung/Vereinbarkeit ist 
schon lange europa- und verfassungsrechtlich anerkannt. Dennoch kommt es immer wieder vor. Die Fra-
gen nach Einkommen und Tätigkeit der Partnerin*des Partners sind verboten, da sie mit der Auswahlent-
scheidung inhaltlich in keinem Zusammenhang stehen und nur zu sachfremden und damit rechtswidrigen 
Erwägungen führen können. Solche Fragen sind ein Indiz für eine unzulässige Diskriminierung.  

Art.3 Abs.3 GG,  
§§ 1, 2 Abs.1, 3 
Abs.1 S.2 AGG,  
§ 9 Abs.3 LGG 
NRW, siehe Burk-
holz: § 9, Rn 14ff  

Die Berufungskommission beurteilte die Qualifikation der Bewerber*innen anhand des aus der 
Ausschreibung hervorgehenden Anforderungsprofils und der definierten Kriterien der Leistungs-
bewertung. 
 

Art.33 Abs.2 GG,  
§ 10 LGG NRW,  
§ 8 Abs.5 LGG,  
VV zu § 10 LGG 
NRW, siehe Burk-
holz: § 8, Rn 23 
ff, § 10 Rn 5ff, 
Best Practice: 1.5  

Die Berufungskommission hat von den Bewerbenden angegebene unvermeidbare Verzögerungs-
zeiten angemessen und wohlwollend berücksichtigt. 
Zur Berechnung des sogenannten akademischen Alters wurden die im Leitfaden der Universität zu Köln 
festgelegten Grundsätze berücksichtigt. Frauen wird pauschal pro eigenem Kind, aufgrund von besonde-
ren Belastungen während Schwangerschaft und Stillzeit, ein Jahr angerechnet. Betreuungszeiten können 
sich alle Bewerber*innen (zusätzlich) anrechnen lassen. Diese müssen explizit ausgewiesen bzw. nach-
gewiesen sein. Unvermeidbare Verzögerungszeiten sind für alle Bewerber*innen u.a.: in der Bewerbung 
ausgewiesene Kinderbetreuungs- bzw. Pflegezeiten bis zu drei Jahren gemäß § 39a (2) HG NRW (bei 
mehreren Kindern/Zu-Pflegenden max. 6 Jahre), Behinderungen oder chronische Erkrankungen, tempo-
räre Arbeitsunfähigkeit, Wehr- oder Zivildienstzeiten, Flucht oder Vertreibung, Teilzeittätigkeiten und Tä-
tigkeiten in nichtforschenden Einrichtungen/Institutionen/Firmen, pandemiebedingte Einschränkungen der 
wissenschaftlichen Forschungsmöglichkeiten und -leistung und andere. 

§ 10 Abs. 2 S.1 
LGG NRW, § 10 
BO, Berufungs-
leitfaden der UzK 
Kap. 4.3.3; Hand-
reichung zur Be-
rechnung des 
„akademischen 
Alters“ in Beru-
fungsverfahren 
der UzK 

Die Abstimmung über die Kandidat*innen, die extern begutachtet werden sollen, erfolgte geheim 
und ohne Angabe der Statusgruppenzugehörigkeit. 

§11 Abs. 1 BO,  
§ 8 Abs.2 Verfah-
rensordnung (VO) 

Mindestens ein Gutachten zur vergleichenden Qualifikation der Bewerber*innen wurde von einer 
Frau erstellt. 
Die Liste der Gutachter*innen sollte möglichst bereits in der ersten Sitzung der Berufungskommission 
festgelegt werden. Den externen Begutachtenden werden die Namen der gelisteten Bewerbenden mitge-
teilt, jedoch nicht ihre vorläufige Reihung.  

§ 38 Abs. 3 HG 
NRW, § 10 Abs. 3 
BO, Berufungs-
leitfaden der UzK 
Kap. 4.4.1 

Bei der Erstellung der Berufungsliste wurde bei gleicher Qualifikation, Eignung und Befähigung 
eine Frau bevorzugt berücksichtigt. 
Bei wissenschaftlicher Qualifikation ist die tatsächliche Vergleichbarkeit sehr schwierig, daher hat die Ent-
scheidungsquote in der Wissenschaft einen sehr geringen Anwendungsbereich. Häufiger ist der Fall, dass 
zwei Bewerber*innen gleich gelistet werden, weil sich die Kommission über das Rangverhältnis uneinig 
ist. In einem solchen Fall muss die Frau bevorzugt werden.    

§ 7 Abs.1, S.1,  
§ 8 Abs. 4 LGG 
NRW, § 10 Abs. 2 
BO 

Die Abstimmung(en) über die Listenplatzierung erfolgte(n) geheim und ohne Ausweisung einer 
Statusgruppenzugehörigkeit. 

§ 11 Abs. 1 BO 
§ 8 Abs. 2 VO 

A n l a g e  
C h e c k l i s t e  „ G l e i c h s t e l l u n g s a s p e k t e  i n  B e r u f u n g s v e r f a h r e n “  


